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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung bestimmter 
Maßnahmen zur Sanierung der Erzeugung von Unterglasgartenbauerzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere die 
Artikel 42 und 43 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Energiekrise hat im Bereich der Gartenbau- 
erzeugnisse eine durchschlagende Rolle gespielt. Die 
Preissteigerung bei Brennstoffen hat zu einem er- 
heblichen Anstieg der Produktionskosten der Gar- 
tenbauerzeugnisse geführt. 

Dieser Produktionskostenanstieg ist so erheblich, 
daß die Erzeuger ihn nicht gänzlich auf die Ver- 
kaufspreise für Unterglaserzeugnisse überwälzen 
können. 

Unter diesen Umständen erscheint es sinnvoll, 
den Erzeugern, die dies wünschen, die Möglichkeit 
zu geben, gänzlich oder teilweise die Unterglaskul- 
turen aufzugeben, und auf diese Weise eine Sanie- 
rung dieses Erzeugungszweiges zu ermöglichen. 

Unter diesen Umständen ist es wünschenswert, 
die Produktion in den modernsten Glashäusern, wo 
die Produktionskosten am niedrigsten sind, zu kon- 
zentrieren. 

Die angestrebte Zielsetzung kann nur dann ver- 
wirklicht werden, wenn zur gleichen Zeit keine Bei- 
hilfen gewährt werden, die eine Vergrößerung der 
Gewächshausfläche zur Frage haben. 

Um eine solche Aktion zu begünstigen, ist für die 
Erzeuger ein Anreiz zur Aufgabe der Unterglaskul- 
turen zu schaffen. Zu diesem Zweck ist vorzusehen, 
daß die Mitgliedstaaten den Erzeugern eine Prämie 
gewähren, die sich verpflichten, nach Abbruch ihrer 
Gewächshäuser während einer bestimmten Frist in 
ihrem Betrieb keine neuen Gewächshäuser zu er- 
richten. 

Der Prämienbetrag ist so hoch anzusetzen, daß er 
die Abbruchkosten deckt. 

Diese Maßnahmen verdeutlichen ein gemein- 
schaftliches Interesse im Hinblick auf die Realisie- 
rung der Ziele von Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a 


I des Vertrages. Sie stellen infolgedessen eine ge- 
I meinsame Maßnahme im Sinne von Artikel 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. 
April 1970 betreffend die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 2), dar. 

Es ist angebracht, auf Gemeinschaftsebene die 
25 V. H. der Ausgaben für die Gewährung der Ab- 
bruchprämien zu zahlen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die landwirtschaftlichen Betriebsleiter der Gemein- 
schaft, die der Ernährung oder nicht der Ernährung 
dienende Gartenbauerzeugnisse produzieren, erhal- 
ten auf Antrag eine Prämie für den Abbruch ihrer 
Gewächshäuser zu den nachstehenden Bedingungen. 
Die Bedingungen für die Prämiengewährung werden 
nach dem Verfahren von Artikel 33 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 des Rates über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse ^) festge- 
setzt. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung gilt als Gewächshaus 
jede Konstruktion aus Glas, gebaut vor dem 1. Ja- 
I nuar 1969, die zur Produzierung von Gartenbau- 
j erzeugnissen verwendet wird, am höchsten Punkt 
mindestens 2 Meter mißt und mit einer festen Vor- 
richtung zur künstlichen Beheizung versehen ist. 

Artikel 3 

Die Anträge auf Prämiengewährung müssen bis 
1. Januar 1976 eingereicht werden. Voraussetzung 
für die Prämiengewährung ist insbesondere, daß 
sich der Begünstigte schriftlich verpflichtet, 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 27. April 1970, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 
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a) bis 1. Januar 1977 die Gewädishäuser, für die 
die Prämie beantragt wird, abzubrechen oder ab- 
bredien zu lassen, 

b) in den 6 Jahren nadi dem Zeitpunkt der Antrag- 
stellung darauf zu verzichten, die nach dem Ab- 
bruch in seinem Betrieb vorhandene Unterglas- 
fläche zu vergrößern. 

Artikel 4 

1. Die Prämie beträgt 3,5 RE je m^ Unterglasfläche. 

2. Die Prämie wird in einer einzigen Zahlung ge- 
währt, wenn der Antragsteller den Nachweis er- 
bringt, daß der Abbruch des Gewächshauses vor- 
genommen wurde. 

Artikel 5 

Im Verlauf der drei letzten Monate der Frist von 
Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b kontrollieren die 
Mitgliedstaaten, ob der Begünstigte seiner Ver- 
pflichtung nachgekommen ist, auf die Vergrößerung 
der Unterglasfläche in seinem Betrieb zu verzichten. 
Vorbehaltlich des Artikels 92 Absatz 2 des Vertra- 
ges ist bis zum 31. Dezember 1976 jede Beihilfe ver- 
boten, die eine Vergrößerung der Gewächshaus- 
fläche zur Folge hat. 

Artikel 6 

1. Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maß- 
nahmen stellen eine gemeinsame Aktion im 
Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 dar. 

2. Die voraussichtlichen Gesamtkosten der gemein- 
samen Aktion zu Lasten des EAGFL, Abteilung 
Ausrichtung, betragen 8,8 Millionen RE. 

3. Die geplante Frist für die Durchführung der ge- 
meinsamen Aktion endet am 31. Dezember 1975. 

A r t i k e 1 7 

1. Die Ausgaben der Mitgliedstaaten für diese in 
der Verordnung vorgesehene Maßnahme kom- 
men für eine Erstattung aus dem EAGFL, Abtei- 
lung Ausrichtung, in Frage. 

2. Der Europäische Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrich- 
tung, erstattet den Mitgliedstaaten 25 v. H. der er- 
stattungsfähigen Ausgaben. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem Verfahren von Artikel 13 der 
Verordnung Nr. 729/70 festgelegt. 

Artikel 8 

Die Erstattungsanträge sind für die von den Mit- 


gliedstaaten während eines Kalenderjahres getätig- 
ten Ausgaben zu stellen und der Kommission bis 
zum 1. Juni des darauffolgenden Jahres vorzulegen. 
Die Kommission entscheidet über die Anträge ein- 
mal oder mehrere Male nach dem Verfahren von 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70. 

Artikel 9 

1. Vorbehaltlich von Artikel 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 ergreifen die Mitgliedstaaten 
gemäß ihren Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten die erforderlichen Maßnahmen, um in Fällen, 
in denen die Verpflichtung von Artikel 3 nicht 
eingehalten wurde, die gezahlten Beträge wieder 
einzuziehen. 

Sie setzen die Kommission über ihre Maßnah- 
men in Kenntnis und teilen ihr insbesondere re- 
gelmäßig den Stand der Verwaltungs- und 
Rechtsverfahren mit. 

2. Die wieder eingezogenen Beträge werden den 
Dienststellen und Einrichtungen, die zur Zahlung 
ermächtigt sind, überwiesen und von diesen von 
den Ausgaben, die vom Fonds finanziert wur- 
den, im Verhältnis zur Gemeinschaftsfinanzie- 
rung abgezogen. 

Erweist es sich als unmöglich, die gezahlten Be- 
träge wieder einzuziehen, so tragen die Gemein- 
schaft und die Mitgliedstaaten im Verhältnis zu 
ihrer finanziellen Beteiligung die finanziellen 
Folgen. 

Für die wieder einzuziehenden Beträge können 
Zinsen berechnet werden. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren von Artikel 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 

Artikel 10 

Die Kommission legt dem Rat bis zum 1. Juli 1978 
einen Bericht über die Durchführung der durch diese 
Verordnung eingeführten Prämienregelung an Hand 
der ihr von den Mitgliedstaaten übermittelten Daten 
vor. 

über die Änderung dieser Prämienregelung be- 
schließt der Rat auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags. 

Die Allgemeinen Durchführungsbestimmungen wer- 
den nach demselben Verfahren festgelegt, 

Artikel 11 

Diese Verordnung steht der Gewährung von Bei- 
hilfen im Rahmen einzelstaatlicher Regelungen nicht 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kazleramtes vom 15. Mai 1975 - 1/4 - 680 70- E - Un 4/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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entgegen, die der Erreichung der gleichen Ziele wie 
diese Verordnung dienen, vorausgesetzt, daß die 
Beihilfeanträge vor dem Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung eingereidit wurden. 

Artikel 12 

Diese Verordnung tritt drei Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat 

Finanzieller Anhang 

Veranschlagung der sich aus der Durchführung des 
Entwurfs für eine Verordnung zur Festlegung be- 
stimmter Maßnahmen zur Sanierung der Erzeugung 
von Unterglasgartenbauerzeugnissen ergebenden 
Kosten 

1. Die Prämie beträgt 3,5 RE je m^ abgebrochenes 
Gewächshaus. 

2. Die Unterglasfläche im Sinne von Artikel 2 der 
Verordnung wird in der Gemeinschaft auf rund 
10 000 ha veranschlagt. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse früher in den 
Mitgliedestaaten durchgeführter vergleichbarer 


Maßnahmen dürften schätzungsweise 10 v. H. der 
Unterglasfläche abgebrochen werden. 

Dies stellt einen erstattungsfähigen Gesamtaus- 
gabenbetrag von 3,5 RE X 10 000 000 m^ = 
35 000 000 TIE dar. 

3. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, erstattet den 
Mitgliedstaaten 25 v. H. der im Laufe des vor- 
ausgegangenen Kalenderjahres getätigten er- 
stattungsfähigen Ausgaben, d. h. insgesamt 

35 000 000 X 0,25 = 8 750 000 RE 
aufgerundet auf 8,8 Mio RE 

4. Es wird eingeräumt, daß die zeitliche Aufteilung 
der Interventionen des EAGFL wie folgt erfol- 
gen könnte: 

40 V. H. 1976, d. h. 3,5 Mio RE 
50 V. H. 1977, d. h. 4,4 Mio RE 
10 V. H. 1978, d. h. 0,9 Mio RE 
8,8 Mio RE 

Erklärung der Kommission über die Nutzung der 
Energie in geheizten Gewächshäusern 

Die Kommission läßt von ihren Dienststellen ein 
Inventar kürzlich abgeschlossener oder in Arbeit 
befindlicher Untersuchungen aufstellen über Pro- 
duktionsmethoden und -techniken zur Einsparung 
von Energie im Gartenbau unter Glas. 
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Begründung 


Im Anschluß an die Steigerung der Energiekosten 
kam es zu einem erheblichen Anstieg der Produk- 
tionskosten der Unterglasgartenbauerzeugnisse. 

Ferner können die Erzeuger von Unterglaserzeug- 
nissen den Selbstkostenanstieg nicht auf die Ver- 
kaufspreise für ihre Erzeugnisse überwälzen. 

Deshalb sollte den Erzeugern die Aufgabe der Un- 
terglaskulturen durch die Gewährung von Prämien 
für den Abbruch der Gewächshäuser ermöglicht wer- 
den. 

Zur Erreichung dieses Ziels sollte die Höhe des 
Prämienbetrags so angesetzt werden, daß er die 
Abbruchkosten deckt. 


i Es ist darauf hinzuweisen, daß für den Erhalt dieser 
j Abbruchprämie nur bewirtschaftete, beheizte Ge- 
I wächshäuser aus Glas in Frage kommen, 
j Alle Erzeuger, die der Definition entsprechende Ge- 
I wächshäuser besitzen, können auf Antrag diese 
Prämie erhalten. Sie müssen sich gleichzeitig ver- 
pflichten, auf die Errichtung neuer Gewächshäuser 
in ihrem Betrieb zu verzichten. 

Die Ausgaben der Mitgliedstaaten für den Abbruch 
der Gewächshäuser kommen für eine Erstattung aus 
dem EAGFL in Frage, der 25 v. H. der Ausgaben er- 
stattet. 



